
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 203/13 B 
 
L 4 R 401/11 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 R 868/07 (SG Mannheim) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. September 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie den Richter   G a s s e r  

und den Richter   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Baden-Württemberg vom 19. April 2013 wird als unzulässig verwor-

fen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Baden-Württemberg hat im Urteil vom 19.4.2013 einen Anspruch der Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint.  

 

Der Kläger macht mit seiner beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten LSG-Urteil ausschließlich Verfahrensmängel geltend. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 2.8.2013 ge-

nügt nicht der vorgeschriebenen Form, denn er hat einen Verfahrensmangel nicht ordnungs-

gemäß bezeichnet (§ 160 Abs 2 Nr 3 iVm § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Hierzu müssen die tatsächlichen Umstände, welche den geltend gemachten Verfahrensverstoß 

begründen sollen, substantiiert und schlüssig dargetan und darüber hinaus muss dargestellt 

werden, inwiefern die angefochtene Entscheidung auf diesem Verfahrensmangel beruhen kann 

(vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 4, Nr 21 RdNr 4 - jeweils mwN; Krasney in Kras-

ney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 202 ff). 

Dabei ist zu beachten, dass ein Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 

128 Abs 1 S 1 SGG gestützt werden kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Teils 2 SGG) und dass die Rüge 

einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht nach § 103 SGG nur statthaft ist, wenn sie sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist 

(§ 160 Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG). 

 

Die Beschwerdebegründung des Klägers wird diesen Anforderungen nicht gerecht. Dieser rügt 

eine Verletzung der gerichtlichen Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG), weil das LSG seine aus-

weislich des Sitzungsprotokolls in der mündlichen Verhandlung vom 19.4.2013 aufrechterhalte-

nen Beweisanträge auf Einholung medizinischer Gutachten auf allergologischem und 

pulmologischem Fachgebiet sowie Einholung eines Gutachtens eines medizinischen Sachver-

ständigen, der eine Gesamteinschätzung des positiven und negativen Leistungsvermögens 

unter Berücksichtigung aller bekannten Erkrankungen, aller vorliegenden Unterlagen und aller 

Erkenntnisse aller gehörten Fachdisziplinen vorzunehmen habe, ohne hinreichende Begrün-

dung nicht gefolgt sei.  

 

Der Kläger hat jedoch eine unzureichende Sachaufklärung durch das LSG nicht in einer Weise 

dargestellt, dass sich der Verfahrensmangel bei Zugrundelegung der Angaben der Beschwer-

debegründung allein aus dieser schlüssig ergibt. Eine solche Rüge muss folgende Punkte ent-

halten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisan-

trags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund 

derer bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zu weiterer Sachaufklä-

rung drängen müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Be-
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weisaufnahme und (4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der an-

geblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis 

des behaupteten Ergebnisses der Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu 

einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigen Ergebnis hätte gelangen können (stRspr, vgl 

Senatsbeschluss vom 12.12.2003 - SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5; BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 21 RdNr 5; Senatsbeschluss vom 3.12.2012 - B 13 R 351/12 B - Juris RdNr 6 mwN). 

 

Der Senat kann offenlassen, in welchem Umfang die Beschwerdebegründung des Klägers die 

vorgenannten Voraussetzungen erfüllt. Für einen schlüssigen Vortrag zum Vorliegen einer Ver-

letzung der Sachaufklärungspflicht fehlt es jedenfalls bereits an der erforderlichen Darlegung 

der Voraussetzungen von § 118 Abs 1 S 1 SGG iVm § 412 Abs 1 ZPO. Hiernach erfordert eine 

neue Begutachtung, dass das (bzw die) bereits vorhandene(n) Gutachten "ungenügend" ist 

(sind); weshalb dies der Fall sein soll, ist in der Beschwerdebegründung im Einzelnen darzu-

stellen (Senatsbeschluss vom 20.12.2012 - B 13 R 333/12 B - Juris RdNr 7 mwN).  

 

Hinsichtlich der Einholung eines allergologischen Sachverständigengutachtens trägt der Kläger 

vor, der Sachverständige Dr. S.                 habe in seinem internistischen Gutachten vom 

15.10.2011 einen deutlich erhöhten IgE-Wert festgestellt. Der Gutachter habe allerdings ledig-

lich ausgeführt, dass eine Überhöhung des IgE-Werts einer deutlichen allergischen Reaktion 

entspreche, deren Ursache gegebenenfalls fachärztlich abzuklären sei. Die medizinische Rele-

vanz für die Frage einer Einschränkung seiner Leistungsfähigkeit und damit seiner Erwerbsfä-

higkeit sei mangels einer solchen Abklärung jedoch offengeblieben.  

 

Mit diesem Vortrag hat der Kläger aber nicht schlüssig dargelegt, dass sich das LSG - von sei-

nem Rechtsstandpunkt ausgehend - zu einer Beweiserhebung durch Einholung eines allergolo-

gischen Sachverständigengutachtens hätte gedrängt fühlen müssen. Der Kläger trägt nicht vor, 

welche seine berufliche Einsatzfähigkeit beeinflussenden Beschwerden im allergologischen 

Bereich aufgetreten seien. Hierzu kann nicht ausreichen, rein spekulativ auszuführen, dass das 

Leistungsvermögen des Klägers zusätzlich reduziert wäre, wenn er an einer schweren Allergie 

litte, die zu Asthma führe. Zwar legt er dar, dass der Gutachter Dr. S.            eine fachärztliche 

Abklärung der Ursache für den erhöhten IgE-Wert empfohlen habe, er behauptet jedoch nicht, 

dass Dr. S.              eine ergänzende Begutachtung auf allergologischem Fachgebiet erwogen 

oder sogar angeregt habe. Auch trägt der Kläger nicht vor, dass er sich zB im Zeitraum zwi-

schen Gutachtenerstattung im Oktober 2011 und der mündlichen Verhandlung vor dem LSG im 

April 2013 in allergologische Behandlung begeben habe.  

 

Hinsichtlich der beantragten Einholung eines pulmologischen Gutachtens trägt der Kläger vor, 

dass der internistische Sachverständige Dr. S.                   den im Rahmen der 

Lungenfunktionstestung aufgezeigten Flussvolumenkurven mit einem pathologischem Ergebnis 

bei der Beurteilung der aus der chronisch-obstruktiven Atemwegserkrankung resultierenden 

7 

8 

9 

10 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 

 

 

  

- 5 - 

Einschränkung des Leistungsvermögens keine Bedeutung beigemessen habe. Er habe insoweit 

lediglich ausgeführt, dass diese Kurven deutlich verzittert seien, so dass davon auszugehen sei, 

dass vermindert in das Gerät eingeblasen worden sei, wodurch die Obstruktionsparameter nicht 

ausreichend verwertbar seien.  

 

Auch mit diesem Vortrag hat der Kläger nicht hinreichend aufgezeigt, dass sich das Berufungs-

gericht zu einer Beweiserhebung durch Einholung eines pulmologischen Sachverständigengut-

achtens hätte gedrängt fühlen müssen. Denn die Pulmologie (oder <besser> Pneumologie) ist 

ein Teilbereich der Inneren Medizin, der sich mit den Erkrankungen der Atmungsorgane befasst 

(vgl Pschyrembel, Klinisches Wörterbuch, 261. Aufl, 2007, Stichwörter "Pulmologie", "Pneumo-

logie" und "Innere Medizin"). Der Kläger behauptet nicht, dass der auf internistischem Fachge-

biet gehörte Gutachter Dr. S.               und ihm folgend das LSG die geminderte Lungenfunktion 

des Klägers bei der "tatsächlich erbringbaren körperlichen Arbeit" nicht berücksichtigt habe. 

Vielmehr trägt er selbst vor, dass der Sachverständige trotz des verminderten Einblasens des 

Klägers in das Gerät zur Lungenfunktionstestung eine "chronisch-obstruktive Atemwegserkran-

kung bei fortgesetztem inhalativen Zigarettenrauchen" diagnostiziert und aus dieser Lungener-

krankung bzw der aus ihr folgenden (pathologischen) Beeinträchtigung der Lungenfunktion 

auch bestimmte qualitative Leistungseinschränkungen abgeleitet habe.  

 

Soweit der Kläger vorträgt, das LSG hätte seinem Beweisantrag, einen Sachverständigen mit 

der Gesamtbeurteilung zu beauftragen, nachkommen müssen, hat er ebenfalls einen entspre-

chenden Verfahrensmangel nicht hinreichend dargelegt. Eine Pflicht des Tatsachengerichts, bei 

der Einholung mehrerer Gutachten von Seiten verschiedener medizinischer Fachrichtungen 

immer einen - in der Regel den letzten - Sachverständigen zusätzlich mit der Gesamtbeurtei-

lung aller bereits vorliegenden Gutachtensergebnisse zu beauftragen, besteht allenfalls dann, 

wenn sich die aus der Sicht der Fachgebiete jeweils festgestellten Defizite überschneiden und 

ggf potenzieren können (BSG SozR 4-1500 § 128 Nr 3 RdNr 22; BSG vom 12.2.2009 - B 5 R 

48/08 B - Juris RdNr 9).  

 

Der Kläger trägt zwar vor, dass vorliegend Sachverständigengutachten unterschiedlicher Fach-

gebiete (internistisch, orthopädisch und nervenärztlich) eingeholt worden seien. Aus seinem 

Beschwerdevortrag erschließt sich jedoch nicht hinreichend, dass hier ein derartiger Grenzfall 

vorliegt, in dem eine Gesamtbeurteilung der in den drei gehörten Fachdisziplinen festgestellten 

Leistungseinschränkungen durch einen (weiteren) Sachverständigen geboten sei. Denn zum 

einem ergibt sich aus der Beschwerdebegründung und den dort aufgelisteten Diagnosen, dass 

der Schwerpunkt der Gesundheitsstörungen des Klägers auf internistischem Fachgebiet liegt. 

Hierzu aber ist zuletzt der Sachverständige Dr. S.              gehört worden. Zum anderen wird 

lediglich behauptet, nicht aber substantiiert vorgetragen, dass sich die jeweils vom LSG festge-

stellten Defizite aus den jeweiligen Fachgebieten überschneiden oder ggf sogar potenzieren. 
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Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Be-

schwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss 

ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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